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14.05.2009 

Dem 
Haushaltsausschuss 

überwiesen 

 
Änderungsantrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das  
Haushaltsjahr 2009 (Haushaltsgesetz 2009) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 

Drucksache 18/409 zu Drucksache 18/281  

 
 
 
Einzelplan 08 Hessisches Ministerium für Arbeit, Familie und Gesundheit  
 
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  08NEU Sozialbudget 
Buchungskreis: 2795 
 
Produktnummer lt. Leistungsplan 08 
  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Soziale Arbeitsmarktpolitik 
 
  Veränderung 
  von um auf 

Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten      +42.918,0 42.918,0

 
Der Wirtschaftsplan, das zugehörige Produktblatt und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 
Begründung des Änderungsantrags:      
 
Das Fachziel dient dazu: 

• Alle Gebietskörperschaften bei der Vermittlung von ALG II-EmpfängerInnen in Arbeit (SGB II) unterstützen 
• Sozialen Arbeitsmarkt aufbauen 
• Frauenerwerbsquote erhöhen 
• Zugang zu Ausbildung für benachteiligte Jugendliche sichern 

 
Im Einzelnen: 
 
Zukunftsbudget Ausbildungs- und ArbeitmarktprogrammeZAAP 
Ziele:  
1. Grundsätzliche Neustrukturierung der Hessischen Ausbildungs- und Arbeitsmarktprogramme nach Hartz IV 
2. Fokussierung auf präzise Ergänzung  kommunaler Ausbildungs- und arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen  
3. Förderung innovativer Fortbildungs- und Eingliederungsmodelle. 
38.918.000 Euro 
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Programm „Sozialer  Arbeitsmarkt“ 
Komplementärmittel des Landes zur Schaffung von langfristigen sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigungsverhältnissen als Förderleistung im Rahmen des SGB II, die in  Zusammenarbeit mit Kreisen und 
Kommunen geschaffen werden.  
4.000.000 Euro 
 
 
 

 
 
 
Wiesbaden, 25.5.09 
 
Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Der Fraktionsvorsitzende 
Tarek Al-Wazir 

  
  
  

  
  
  

               


